 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/4100122/2023

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter ***Ri*** in der Beschwerdesache ***Bf1***,
***Bf1-Adr***, Uber die Beschwerde vom 30. Janner 2023 gegen den Bescheid des
Finanzamtes Osterreich vom 25. Janner 2023 betreffend Einkommensteuer
(Arbeitnehmerveranlagung) 2021, Steuernummer ***BF1StNrl1***, zu Recht erkannt:

l. Der angefochtene Bescheid wird abgeandert.

Die Einkommensteuer 2021 wird mit einem Betrag von EUR 10.294,00 festgesetzt.

Die Bemessungsgrundlagen sind dem Ende der Entscheidungsgriinde zu entnehmen

und bilden einen Bestandteil des Spruches dieses Erkenntnisses.

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine ordentliche Revision an den
Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht

zuldssig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

Am 17.11.2022 brachte der Beschwerdefiihrer (Bf) die Erkldrung zur
Abreitnehmerveranlagung fiir das Jahr 2021 bei der belangten Behorde elektronisch ein.

Mit Erganzung zu dieser vom 22.11.2022 legte der Bf folgende Unterlagen, ausgestellt vom

Steueramt Gemeinde ***O0Ort-Schweizl***, Kanton ***Kanton1***, vor:
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e Direkte Bundessteuer (DBSt) 2021 — Veranlagungsverfligung und Steuerrechnung

e Kantons- und Gemeindesteuer (KGSt) 2021 — Veranlagungsverfiigung und
Schlussrechnung

e Veranlagungsberechnung — Kantons- und Gemeindesteuer 2021

e Veranlagungsberechnung — Direkte Bundessteuer 2021

Mit Einkommensteuerbescheid vom 25.01.2021 setzte die belangte Behorde unter
Zugrundelegung der vom Steueramt, Gemeinde ***Ort-Schweiz1***, berechneten totalen
einfachen Steuer in Hohe von EUR 4.440,20 (CHF 4.873,42) eine Nachforderung in Héhe von
EUR 16.523,50 fest. Der Bf habe in der Schweiz ganzjahrig Einklinfte aus nichtselbststandiger
Arbeit (Hoteldirektor) bezogen. Dessen Hauptwohnsitz befinde sich allerdings in ***Ort-
Osterreich1***, Er lebe dort gemeinsam mit seiner Lebenspartnerin und habe die Méglichkeit
der jederzeitigen und uneingeschrankten Benutzung der Wohnung, was fiir das Vorliegen eines

Wohnsitzes spreche. Beruflich bedingt verfiige er auch in der Schweiz iber einen Wohnsitz.

Fir die Bestimmung des Hauptwohnsitzes komme es auf den Mittelpunkt der
Lebensinteressen an, welcher anhand der personlichen und wirtschaftlichen Beziehungen
ermittelt werde. Aufgrund der jahrelangen Partnerschaft mit der in Osterreich lebenden
Lebenspartnerin bestehe jedenfalls eine enge (starke) persénliche Beziehung in Osterreich.

Eine Verlagerung der Lebensinteressen in die Schweiz sei nicht erkennbar.

Gemil Art 4 DBA-Schweiz sei der Bf weiterhin in Osterreich ansissig. GemaR Art 15
DBA-Schweiz haben die aus der nichtselbststandigen Tatigkeit in der Schweiz bezogenen
Einkinfte im Tatigkeitsstaat (Schweiz) besteuert werden diirfen. Aufgrund der
Anrechnungsmethode gemilR Art 23 DBA-Schweiz rechne Osterreich die in der Schweiz
bezahlten Steuern an.

Eine Anrechnung der in der Schweiz entrichteten Kantons- und Gemeindesteuer sowie

direkten Bundessteuer komme nach dem DBA-Schweiz nicht in Betracht.

Mit am 30.01.2023 eingebrachter Beschwerde fiihrte der Bf aus, dass die Wohnung in ***Ort-
Osterreich1*** ihm und seiner Lebensgefihrten lediglich als Feriendomizil diene (3 Wochen im
Mai, 2 Wochen im November), zumal seine Lebensgefahrtin ebenfalls als Hoteldirektorin in der
Schweiz arbeite und dort ihren Lebensmittelpunkt habe. RegelmaRige Heimfahrten seien
aufgrund der Distanz von 660 km nicht moglich.

In der Veranlagung sei nur der Betrag der einfachen Steuer in Héhe von CHF 4.873,42
berilicksichtigt worden. Dabei handle es sich lediglich um den SteuerfuR, tatsachlich seien
Steuern in Hohe von CHF 10.916,50 entrichtet worden.

Am 01.03.2023 (ibermittelte die belangte Behorde dem Bf, unter Verweis auf die erhéhte
Mitwirkungspflicht bei Auslandssachverhalten nachfolgend ausgefiihrten Ergdanzungsvorhalt:

2von 19



Seite 3 von 19

1. Beziglich des inlandischen Wohnsitzes habe dieser Eigentums-/Mietverhaltnisse
(Mietvertrag), GroRe/Gesamtwohnflache/Raumaufteilung/Ausstattung,
Nutzungsverhaltnisse, Kostentragung (Jahresabrechnungen), Aufenthaltstage und
etwaige Meldung als Ferienwohnsitz (Nachweis) bekanntzugeben.

2. Zum auslandischen Wohnsitz in der Schweiz habe er seine Anschrift, Anschrift der
Lebensgefahrtin, seit wann der Wohnsitz bestehe (Meldebestatigungen),
Eigentums-/Mietverhaltnisse (Mietvertrag),
GroRe/Gesamtwohnflache/Raumaufteilung/Ausstattung, Kostentragung
(Jahresabrechnungen), Nutzungsverhaltnisse und Aufenthaltstage bekanntzugeben.

3. Hinsichtlich der nichtselbststandigen Einklinfte aus der Schweiz sei unter Vorlage des
Dienstvertrages/Entsendevertrages mitzuteilen, auf welche Dauer
(befristet/unbefristet) und seit wann ein Dienstverhaltnis vorliege.

4. Zur Klarung des Mittelpunktes des Lebensinteressen sei auszufiihren, wo in den letzten
fUnf Jahren (2017 bis 2021) die engeren personlichen und wirtschaftlichen Beziehungen
bestanden haben (insbesondere Inanspruchnahme arztlicher Dienstleistungen und
deren Abrechnung, Gehaltskonto/Bankkonten, Zulassungsort KFZ mitsamt

Versicherungspolizze, Zustellungsort behordlicher Dokumente).

5. Vorlage einer steuerlichen Ansdssigkeitsbestatigung 2021 im Sinne des Art 4
DBA-Schweiz.

Mit am 11.03.2023 Uibermittelter Antwort gab der Bf bekannt, dass

1. die 90m? groRe Wohnung in ***Ort-Osterreich1*** der Lebensgefahrtin und deren
Tochter gehore und von beiden wahrend des Urlaubes (5 Wochen im Jahr — 1 Woche
Februar, 2 Wochen Mai, 1 Woche November) als Unterkunft genutzt werde. Der
Mietvertrag sei bereits in der Steuererklarung der Partnerin beinhaltet, diese leiste
auch die Miete mitsamt Betriebskosten. Die Ferienwohnsitzmeldung werde dieses Jahr
im Mai erledigt.

2. erund seine Lebenspartnerin aufgrund der Beschaftigung im gleichen Hotel in diesem
Uber ein mobliertes 60 m? groRes Direktionsstudio (CHF 670,00 Miete / CHF 220,00
Verpflegung) verfigten. Wochentliches Heimfahren sei aufgrund der 6-Tage-Woche, 5

Wochen Ferien und der Distanz von 660km nicht moglich.

3. beide einen unbefristeten Dienstvertrag hatten, wobei die Einkiinfte des Bf bereits im
Lohnausweis Ubermittelt worden seien. Das Dienstverhaltnis des Bf bestehe bereits seit
2008.
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4. sichder dienstliche Lebensmittelpunkt gemeinsam mit seiner Partnerin in der Schweiz
befinde. Aufgrund der Verwurzelung der Partnerin und deren Tochter in ***QOrt-
Osterreich1*** werde der Urlaub zumeist dort verbracht (max. 4-5 Wochen). Der Bf sei
bei der Krankenkasse in der Schweiz versichert. Ein 6sterreichische Bankkonto bestehe
nicht und die Saldrzahlungen erfolgten auf das Schweizer Gehaltskonto. Wahrend in der
Schweiz beide die 6ffentlichen Verkehrsmittel benutzen wiirden, befinde sich das Auto
der Partnerin in ***Qrt-Osterreich1*** und werde dort ab und anvon der Tochter
bendtigt — Fahren mit 6sterreichischem Kennzeichen sei bei einem Aufenthalt von mehr
als 90 Tagen verboten. Fir eventuelle postalische Sendungen (inkl. Behordliche

Zustellungen) sei ein Nachsendeauftrag eingerichtet worden.

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 12.04.2023 wies die belangte Behorde die Beschwerde
ab, zumal der entscheidungsrelevante Sachverhalt aufgrund des nur teilweise beantworteten
Ergdanzungsvorhaltes nicht ermittelt werden konnte. Nicht vorgelegt worden seien
Dienstvertrag/Entsendevertrag (inkl. Zusatzvereinbarungen), belegmaRiger
Beschaftigungsnachweis, Lohnbescheinigung/Auslandslohnzettel, belegmaRiger
Krankenversicherungsnachweis Schweiz, Ferienwohnsitzmeldung ***Ort-Osterreich1***,
Meldebestatigungen, Bekanntgabe der genauen Wohnsitzanschrift Schweiz, Nachweis
Aufenthaltsbewilligung Schweiz, Mietvertrag und BK-Abrechnung Schweiz und steuerliche
Ansdssigkeitsbescheinigung iSd Art 4 DBA-Schweiz.

Im Vorlageantrag vom 04.05.2023 brachte der Bf erneut vor, dass sein Lebens- und
Arbeitsmittelpunkt in der Schweiz gelegen sei. Er werde als Schweizer Staatsbiirger in der
Schweiz steuerlich vollinhaltlich veranlagt, zahle Schweizer Krankenversicherung und
vollumfanglich Sozialleistungen. Aufgrund seiner Staatsbirgerschaft benétige er keine
Aufenthalts- oder Arbeitsbewilligung. Im Einkommensteuerbescheid der belangten Behorde
werde nur ein Teil der bezahlten Steuern berticksichtigt, laut DBA seien samtliche auslandische
Steuern zu berticksichtigen. Der Wohnsitz des Bf finde sich seit 01.07.2019 in der Schweiz. Die
Meldung in der Gemeinde ***Ort-Osterreich1*** rechtfertige keine Steuerpflicht in
Osterreich, zumal sich sein Aufenthalt dort lediglich auf Friihlings - und Herbstferien
beschranke.

Die Lebensgefahrtin habe im Jahr 2021 den gleichen Arbeitgeber und Wohnsitz in der Schweiz
gehabt und helfe dem Bf dort unter anderem bei der Pflege seiner Mutter. Zur Tochter der
Lebensgefahrtin bestehe kein Verwandtschaftsverhdltnis. Diese sei volljahrig und habe mit
seinem Mittelpunkt der Lebensfiihrung nichts zu tun. Auch die Einkommensteuerveranlagung

2020 sei nach den genannten Tatsachen abgehandelt worden.

Der Bf legte folgende Anlagen bei:
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e Kantons- und Gemeindesteuer 2021 —Veranlagungsverfiigung und Schlussrechnung

e Direkte Bundessteuer 2021 — Veranlagungsverfligung und Steuerrechnung

e Veranlagungsberechnung —Kantons- und Gemeindesteuer 2021

e Veranlagungsberechnung — Direkte Bundessteuer 2021

e Lohnausweis 2021 mit Sozialabgaben

e Arbeitsvertrag samt Unterkunftsvereinbarung zwischen , ***Arbeitgeberl***“ und Bf

e Abmeldebestatigung Bf Einwohneramt ***QOrt-Schweiz1***, Schweiz

e Abmeldebestatigung Lebensgefahrtin Einwohneramt ***QOrt-Schweizl1***, Schweiz

o Aufenthaltsbewilligung Schweiz Lebensgefahrtin giiltig bis 02.07.2024

e Versicherungspolice Bf und Lebensgefahrtin, Grundversicherung nach dem
Bundesgesetz liber die Krankenversicherung, Schweiz

In der Stellungnahme im Vorlagebericht vom 12.05.2023 fiihrte die belangte Behdrde aus:

,Strittig ist, ob der Republik Osterreich ein Besteuerungsanspruch an den vom Bf im Jahr 2021
aufgrund seiner Tdtigkeit in der Schweiz bezogenen Einkliinften aus nichtselbstdndiger Arbeit
zukommt. Dabei ist im Konkreten strittig, ob der Bf im fraglichen Jahr (iber einen Wohnsitz bzw.
einen gewdhnlichen Aufenthalt in Osterreich verfiigte und damit im Beschwerdejahr in
Osterreich unbeschrinkt einkommensteuerpflichtig war und gegebenenfalls, zumal er auch in
der Schweiz iiber einen Wohnsitz verfligt, ob sich sein Mittelpunkt der Lebensinteressen im
Streitjahr in Osterreich befand. Sofern davon auszugehen ist, dass Osterreich das
Besteuerungsrecht hinsichtlich der schweizerischen nichtselbstdndigen Einkiinfte des Bf
zukommt, ist aufSerdem strittig, ob die vom Bf in der Schweiz entrichtete Kantons- und

Gemeindesteuer sowie direkte Bundessteuer anzurechnen ist oder nicht.”

Laut einer Zentralen Melderegisterabfrage sei der Bf und seine Lebensgefahrtin seit 04.02.2005
dauerhaft in Osterreich mit Hauptwohnsitz gemeldet gewesen. Dem auf die Lebensgefihrtin
laufenden Mietvertrag sei zu entnehmen, dass die in ***Ort-Osterreich1*** gelegene
Wohnung bestehend aus 1 Kiiche, 3 Zimmern mit einer Gesamtwohnflache von 104,71 m? auf
unbestimmte Dauer gemietet werde. Die belangte Behorde gehe davon aus, dass dem Bf im
Streitjahr 2021 fiir seine Aufenthalte in Osterreich zum Wohnen geeignete Raumlichkeiten zur
Verfligung gestanden haben und er daher im Inland einen Wohnsitz hatte. Folglich sei der Bf in
Osterreich unbeschriankt einkommensteuerpflichtig und verfiigte damit tber eine stindige
Wohnstatte im Inland.

Neben dem Hauptwohnsitz im Inland habe der Bf unstrittig wahrend seines
Arbeitsverhaltnisses in der Schweiz auch dort einen Wohnsitz unterhalten, weshalb es
notwendig sei, den Mittelpunkt der Lebensfiihrung zu bestimmen. Der Bf (ibe seine
Berufstatigkeit in der Schweiz aus. Als wirtschaftliche Beziehung zur Schweiz sei daher die

Schweizer Krankenversicherung sowie die Entrichtung von Steuern in der Schweiz zu
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berlicksichtigen. Gegen die Aufgabe des inlandischen Wohnsitzes und gegen eine Verlagerung
des Lebensmittelpunktes von Osterreich in die Schweiz spreche

o die seit04.02.2005 bis heute durchgehende hauptwohnsitzliche Meldung des Bf und
seiner Lebensgefahrtin in Osterreich,

e das auf unbestimmte Dauer abgeschlossene Mietverhaltnis tber eine 104,71 m? groRe
Wohnung in ***0Ort-Osterreich1***,

e das nach Arbeitsvertrag befristet abgeschlossene Dienstverhéaltnis und die darin
enthaltene Befristung der Zurverfiigungstellung einer Unterkunft vom 01.07.2019 bis
31.03.2022 in der Schweiz,

e die beschrankt giiltige Aufenthaltsbewilligung der Lebensgefahrtin bis 02.07.2024 in der
Schweiz,

e der Umstand, dass die Urlaube in Osterreich verbracht worden seien,

e die Nichtvorlage einer steuerlichen Ansassigkeitsbescheinigung im Sinne des Artikel 4
DBA-Schweiz, trotz zweimaliger schriftlicher Aufforderung,

e die lauteiner Grunddatenabfrage vorhandenen inlandischen Bankverbindungen des Bf
und der Lebensgefahrtin,

e die bei einem oOsterreichischen Mail-Anbieter eingerichteten E-Mail-Adressen,

e der Postnachsendeauftrag von Osterreich in die Schweiz,

e die Anmeldung je eines KFZam 17.10.2024 und am 16.05.2022 im Inland durch die
Lebensgefahrtin

e und der Erwerb einer inlandischen Liegenschaftam 12.08.2022 durch die
Lebensgefahrtin.

Dass auch die Lebensgefahrtin im selben Hotel in der Schweiz gearbeitet habe, bedeute nicht
automatisch, dass sich die engeren Beziehungen gleichfalls in die Schweiz verlagert hatten.

Beziiglich den Veranlagungsjahren 2017 bis 2020 fiihrte die belangte Behorde im
Vorlagebericht Nachfolgendes aus:

Veranlagungsjahr 2017: Der belangten Behorde sei eine Meldung vom Arbeitsmarktservice
Osterreich fiir den Zeitraum 23.05.2017 bis 31.07.2017 iHv EUR 3.735,20 vorgelegen. Laut
Aktenvermerk vom 07.02.2018 sei dem Bf eine EU-EWR-Bescheinigung fir das Jahr 2017
zugesandt worden. Dieser habe bei der belangten Behorde personlich vorgesprochen und
bekanntgegeben, dass er nichtselbstandige Einklinfte in unbekannter Héhe aus Deutschland
erzielt habe.

Veranlagungsjahr 2018: Der Bf habe die elektronische Erklarung zur Arbeitnehmerveranlagung
(L1) 2018 am 15.03.2019 eingebracht. Der belangten Behorde sei fir den Zeitraum 06.05.2018
bis 31.12.2018 ein Lohzettel der Art 1 des Arbeitgebers ,, ***Arbeitgeber2***“, ***Qrt-

Osterreich2***, jHv EUR 31.003,52 vorgelegen. In der gegen den Einkommensteuerbescheid
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2018 eingebrachten Beschwerde vom 27.01.2020 habe der Bf bekanntgegeben, dass er im
Zeitraum vom 01.01.2018 bis 05.05.2018 weder ,Einkiinfte aus selbstandiger noch
unselbstandigem Erwerb weltweit bezogen habe.” Den genannten Zeitraum habe er als
berufliche Auszeit geniitzt und sei keiner Anstellung nachgegangen. In dieser Zeit habe er von
privaten Ersparnissen gelebt. Der Bf habe angegeben, dass er erst ab dem 06.05.2018 einer
Anstellung bei der ,***Arbeitgeber2***“ in ***Qrt-Osterreich2*** nachgegangen sei.

Veranlagungsjahr 2019: Der Bf habe die elektronische Erklarung zur Arbeitnehmerveranlagung
(L1) 2019 am 30.10.2020 eingebracht. Der belangten Behorde sei fir den Zeitraum 01.01.2019
bis 31.03.2019 ein Lohnzettel der Art 1 vom Arbeitgeber , ***Arbeitgeber2***“, ***Qrt-
Osterreich2***, iHv EUR 12.653,34 sowie eine Meldung des Arbeitsmarktservice Osterreich fir
den Zeitraum 01.04.2019 bis 30.06.2019 iHv EUR 5.137,86 vorgelegen. Von der belangten
Behorde sei erklarungsgemall am 02.11.2020 der Erstbescheid zur ANV 2019 ergangen. Mit
Einbringung des Vorlageantrages vom 03.05.2023 sei der belangten Behdérde erstmalig der
Arbeitsvertrag mit der Gastronomiegruppe ,, ***Arbeitgeberl***“ ***Adresse***, ***Qrt-
Schweiz2*** vorgelegt worden. Der belangten Behorde sei das erste Mal bekannt geworden,
dass der Bf ab 01.07.2019 bis 31.12.2019 ein Dienstverhaltnis mit der Gastronomiegruppe

» ¥ *¥*Arbeitgeberl*** “ hatte und ihm daraus fir diesen Zeitraum Einkiinfte aus
nichtselbstandiger Arbeit zugeflossen seien. Im Zuge eines Erganzungsersuchens vom
11.05.2023 sei der Bf aufgefordert worden, den Lohnausweis 2019 sowie einen Nachweis flr
die in der Schweiz bezahlte Quellensteuer 2019 vorzulegen. Die belangte Behorde habe im
Zuge einer Wiederaufnahme beabsichtigt, die Einklinfte aus nichtselbstdandiger Arbeit aus der
Schweiz fiir das Jahr 2019 im Ans&ssigkeitsstaat Osterreich zu besteuern und die in der Schweiz

gezahlte Quellensteuer anzurechnen.

Veranlagungsjahr 2020: Der Bf habe die Erklarung zur Arbeitnehmerveranlagung (L1) 2020 am
16.12.2021 elektronisch eingebracht. Da im Veranlagungszeitraum 2020 keine
steuerpflichtigen Bezlige vorgelegen seien, sei der Antrag auf Arbeithehmerveranlagung mit
Bescheid vom 16.12.2021 abgewiesen worden. Mit Einbringung des Vorlageantrages am
03.05.2023 sei der belangten Behorde erstmalig der Arbeitsvertrag mit der
Gastronomiegruppe ,***Arbeitgeberl***“, ***Adresse***, ***Qrt-Schweiz2*** vorgelegt
worden. Der belangten Behorde sei das erste Mal bekannt geworden, dass der Bf im Jahr 2020
ein Dienstverhaltnis mit der Gastronomiegruppe ,,***Arbeitgeberl1***“ hatte und ihm daraus
fir diesen Zeitraum Einkiinfte aus nichtselbstandiger Arbeit zugeflossen seien. Im Zuge eines
Ergdnzungsersuchens vom 11.05.2023 sei der Bf aufgefordert worden, den Lohnausweis 2020
sowie einen Nachweis flr die in der Schweiz bezahlte Quellensteuer 2020 vorzulegen. Die
belangte Behorde habe beabsichtigt, im Zuge einer Wiederaufnahme die Einkiinfte aus
nichtselbstindiger Arbeit aus der Schweiz fiir das Jahr 2020 im Ansé&ssigkeitsstaat Osterreich zu

besteuern und die in der Schweiz gezahlte Quellensteuer anzurechnen.
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Nach Ansicht der belangten Behorde habe sich der Mittelpunkt der Lebensinteressen im
Streitjahr 2021 weiterhin in Osterreich befunden. Er sei damit auch weiterhin in Osterreich im
Sinne des Art 4 DBA-Schweiz anséassig. Die nichtselbstandigen Einkiinfte, die der Bf aus der
Tatigkeitin der Schweiz bezogen habe, haben daher gemafd Art 15 Abs 1 DBA-Schweiz im
Inland besteuert werden diirfen. Bei den Einkiinften aus unselbstandiger Arbeit komme gemal}
Art 23 Abs 2 DBA-Schweiz zur Vermeidung einer Doppelbesteuerung die Anrechnungsmethode

zur Anwendung.
Es werde beantragt, die Beschwerde als unbegriindet abzuweisen.

Zur strittigen Anrechnung der geltend gemachten in der Schweiz entrichteten Kantons- und
Gemeindesteuer sowie direkten Bundessteuer sei zu sagen, dass eine solche Anrechnung in
einem anderen Staat bezahlten Steuern auf dieim Inland zu entrichtende Einkommensteuer
nur moglich sei, soweit das zur Anrechnung gelangende Doppelbesteuerungsabkommen eine
solche Anrechnung vorsieht. Eine solche Anrechnung seiim Beschwerdefall nach dem Artikel 2
Abs 1 DBA-Schweiz vorgesehen. Gegebenenfalls Osterreich das Besteuerungsrecht hinsichtlich
der schweizerischen nichtselbstandigen Einkiinfte des Bf zukommt, ware die entrichtete
Kantons- und Gemeindesteuer sowie direkte Bundessteuer anzurechnen.

Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Sachverhalt

Der am ***xx.xx.xxxx*** in ***Qrt-Schweiz3***, Schweiz, geborene Bf ist Schweizer
Staatsbirger. Am 04.02.2005 meldete er seinen Hauptwohnsitz in der ***Adresse*** in
***0Ort-Osterreich1*** an, wobei dessen Lebenspartnerin die Meldung als Unterkunftgeberin

unterfertigte.

Von September 2008 bis Marz 2016 leitete der Bf die Hoteldirektion der , ***Arbeitgeber3***“
in der ***0rt-Schweiz4*** in ***Kanton2*** in der Schweiz. Im Anschluss war er fir etwa ein
weiteres Jahr in der Schweiz tatig, dies als Angestellter der ,, ***Arbeitgeberd***“, ebenso in
***Kanton2***, Nach der Arbeitslosmeldung beim Arbeitsmarktservice Osterreich von
23.05.2017 bis 31.07.2017 leitete er interimistisch zwischen Juli und November 2017 das

¥ *Arbeitgeberd***“ und legte anschlielend eine berufliche Pause ein. Von 06.05.2018 bis
31.03.2019 arbeitete er als Hoteldirektor fir die ,***Arbeitgeber2***“ in ***Qrt-
Osterreich2***, Osterreich und meldete sich von 01.04.2019 bis 30.06.2019 erneut beim
Arbeitsmarktservice Osterreich arbeitslos. Ab 01.07.2019, befristet bis 31.03.2022, war er in
***0rt-Schweizl*** in ***Kanton1***, Schweiz, im ,, ***Hotel***“ der Gastronomiegruppe

» ¥ *¥*Arbeitgeberl***“ als Hoteldirektor angestellt und hat hierfir im Jahr 2021 einen
Nettolohn von CHF 86.011,00 erhalten, wobei er fiir die zur Verfligung gestellte Unterkunft
eine Entschadigung in Héhe von CHF 670,00 leistete. Mit 11.04.2022 ist der Bf in das 85km
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entfernte ***QOrt-Schweiz5*** im Kanton ***Kanton2*** gezogen, um dort ein anderes Hotel
zu leiten. Alle Anstellungen erfolgten gemeinsam mit seiner Lebenspartnerin.

Das Steueramt der Gemeinde ***Qrt-Schweiz1*** hat der Veranlagung 2021 ein steuerbares
Einkommen von CHF 73.300,00 (Kantons- und Gemeindesteuer) / CHF 74.700,00 (Direkte
Bundessteuer) zu Grunde gelegt. Die einfache Kantons- und Gemeindesteuer wurde mit

CHF 4.679,62 festgesetzt, wobei darauf ein SteuerfulR von 115% fiir Kantonssteuer und ein
Steuerfull von 92% fiir Gemeindesteuer zur Anwendung kam. Die Berechnung der direkten
Bundessteuer ergab einen Steuerbetrag in Hohe von CHF 1.226,55.

In der Schweiz hatten weder der Bf noch dessen Lebensgefahrtin ein KFZ angemeldet. In
Osterreich hat ***Partnerin*** am 17.10.2014 und am 27.07.2015 jeweils ein Auto
angemeldet, wovon eines im streitgegenstandlichen Zeitraum weiterhin auf sie angemeldet
war. Der Vollstandigkeit halber sei zu erwdahnen, dass von ihr am 16.05.2022, 15.05.2023 und
am 23.09.2024 insgesamt drei weitere Autos angemeldet wurden, einen Zeitraum betreffend,
in welchem der Bf und seine Partnerin in der Schweiz tatig waren. Entgegen der Aussage des Bf
im Vorlageantrag, er habe kein KFZ in Osterreich gehabt, war das am 15.05.2023 auf die
Lebenspartnerin angemeldete Fahrzeug im streitgegenstandlichen Zeitraum auf den Bf

zugelassen.

Ebenso mit 15.05.2023 dnderte der Bf seinin Osterreich bestehendes Bankkonto als nicht
relevant fur Finanzonline, wobei er am selbigen Tag seinen Hauptwohnsitz in ***Ort-
Osterreich1*** abmeldete, einen Tag nach Erhalt des Vorlageberichts.

Festgestellt wird, dass die Partnerin des Bf jedenfalls imJahr 2020 Vertrage bei vier
Osterreichischen Versicherern laufen hatte (Vorhaltsbeantwortung zur
Arbeitnehmerveranlagung 2020 ***Partnerin***). In der Schweiz konnten der Bf und dessen
Partnerin bloR die obligatorische Krankenpflichtversicherung nachweisen.

Der belangten Behorde gab der Bf erstmals mit Vorlageantrag vom 03.05.2023 betreffend

dieses Verfahren bekannt, dass ein Dienstverhaltnis mit der Gastronomiegruppe

, ¥ *Arbeitgeber1***“ von 01.07.2019 bis 31.03.2022 bestand. Die belangte Behorde hat

betreffend Einkommensteuerbescheid 2019 und 2020 eine Wiederaufnahme beabsichtigt.

Obwohl ***Partnerin*** mit dem Bf seit April 2022 in ***Ort-Schweiz5*** als Gastgeberin
eines Hotels tatig ist, hat diese betreffend ihres Antrages auf Herabsetzung der
Einkommensteuervorauszahlung 2022 vom 12.05.2022 angegeben, dass sie mit 31.03.2022
ihre Beschaftigung in der Schweiz aufgegeben habe und nun wieder in Osterreich sei, sich eine
gesundheitliche Auszeit gonne und sich fortan im Inland eine Beschaftigung suche.

Bei ihrer Einkommensteuerveranlagung im streitgegenstandlichen und im darauffolgenden

Jahr wurden Kosten der doppelten Haushaltsfihrung berticksichtigt. Im Jahr 2022 nur fir drei
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Monate, da sie wie bereits ausgefiihrt, den Tatsachen widersprechend, angegeben hatte, ab
April 2022 keine Einkiinfte in der Schweiz zu erzielen.

2. Beweiswiirdigung

Die obigen Sachverhaltsfeststellungen ergeben sich aus den vorgelegten Aktenteilen und den
Arbeitnehmerveranlagungen betreffend zeitlich naheliegende Jahre. Ebenso wurden Verfahren

betreffend die Einkommensteuer von ***Partnerin*** und deren Xing-Lebenslauf
herangezogen. Auch ein Artikel tiber die Hotelleitung durch das Paar in ***Ort-Schweiz5***

diente der Feststellung des Sachverhaltes

[...]
3. Rechtliche Beurteilung

3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abanderung)

Das Abkommen zwischen der Republik Osterreich und der Schweizerischen
Eidgenossenschaft zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern
vom Einkommen und vom Vermégen (DBA-Schweiz), StF: BGBI. Nr. 64/1975, idgF, lautet
auszugsweise:

Art 2

2. Als Steuern vom Einkommen und vom Vermégen gelten alle (ordentlichen und
aufSerordentlichen) Steuern, die vom Gesamteinkommen, vom Gesamtvermégen oder von
Teilen des Einkommens oder des Vermdgens erhoben werden, einschliefSlich der Steuern
vom Gewinn aus der VerdufSerung beweglichen oder unbeweglichen Vermdgens sowie der
Steuern vom Vermdégenszuwachs. Das Abkommen gilt nicht fiir an der Quelle erhobene
Steuern von Lotteriegewinnen.

3. Zuden zur Zeit bestehenden Steuern, fiir die das Abkommen gilt, gehéren insbesondere
2. inder Schweiz:
die von Bund, Kantonen, Bezirken, Kreisen, Gemeinden und Gemeindeverbdnden
erhobenen Steuern
a) vom Einkommen (Gesamteinkommen, Geschdftsertrag, Kapitalgewinn usw.) und
Erwerbseinkommen, Vermdgensertrag,
b) vom Vermdégen (Gesamtvermégen, bewegliches und unbewegliches Vermégen,

Geschdftsvermdégen, Kapital und Reserven usw.)

Art 4

10 von 19



Seite 11 von 19

1. Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck ,eine in einem Vertragstaat ansdssige
Person” eine Person, die nach dem in diesem Staat geltenden Recht dort unbeschrinkt
steuerpflichtig ist.

2. Ist nach Absatz 1 eine natiirliche Person in beiden Vertragstaaten ansdssig, so gilt
folgendes:

a) Die Person gilt als in dem Vertragstaat ansdssig, in dem sie (iber eine sténdige
Wohnstdtte verfiigt. Verfligt sie in beiden Vertragstaaten liber eine stindige
Wohnstétte, so gilt sie als in dem Vertragstaat ansdssig, zu dem sie die engeren
persénlichen und wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt der Lebensinteressen).

Art 15

1. Vorbehaltlich der Artikel 16, 18 und 19 diirfen Gehdlter, L6hne und dhnliche Vergiitungen,
die eine in einem Vertragstaat ansdssige Person aus unselbstdndiger Arbeit bezieht, nur in
diesem Staat besteuert werden, sei denn, daf8 die Arbeit in dem anderen Vertragstaat
ausgelibt wird. Wird die Arbeit dort ausgelibt, so diirfen die dafiir bezogenen Verglitungen
in dem anderen Staat besteuert werden.

Art 23

1. Beziehteine in einem Vertragstaat ansdssige Person Einkiinfte oder hat sie Vermégen und
diirfen diese Einkiinfte oder dieses Vermégen nach diesem Abkommen in dem anderen
Vertragstaat besteuert werden, so nimmt der erstgenannte Staat, vorbehaltlich der
nachfolgenden Absditze, diese Einkiinfte oder dieses Vermdgen von der Besteuerung aus;
dieser Staat darf aber bei der Festsetzung der Steuer fiir das (ibrige Einkommen oder das
librige Vermdgen dieser Person den Steuersatz anwenden, der anzuwenden wéire, wenn die
betreffenden Einkiinfte oder das betreffende Vermdgen nicht von der Besteuerung
ausgenommen wdren.

2. Ungeachtet des Absatzes 1 darf Osterreich Einkiinfte im Sinne des Artikels 15 Absatz 1
sowie Einkiinfte im Sinne des Artikels 19 (ausgenommen Ruhegehdlter), die eine in
Osterreich ansdssige Person aus ihrer in der Schweiz ausgeiibten Arbeit aus 6ffentlichen
Kassen der Schweiz bezieht, besteuern. Bezieht eine in Osterreich ansdssige Person unter
Artikel 10, 15 und 19 fallende Einkiinfte, die nach diesem Abkommen in der Schweiz und in
Osterreich besteuert werden diirfen, so rechnet Osterreich auf die vom Einkommen dieser
Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in der Schweiz gezahlten Steuer
entspricht; der anzurechnende Betrag darf jedoch den Teil der vor der Anrechnung
ermittelten Steuer nicht (ibersteigen, der auf die aus der Schweiz bezogenen Einkiinfte
entfdllt.

Da Doppelbesteuerungsabkommen bloR eine Schrankenwirkung insofern entfalten, als sie eine
sich aus dem innerstaatlichen Steuerrecht ergebende Steuerpflicht begrenzen, ist zunachst
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nach innerstaatlichem Recht zu priifen, ob fiir die Streitjahre unbeschrankte Steuerpflicht
besteht. Die Frage, ob eine Person in Osterreich (oder hier auch in der Schweiz) unbeschrinkt
steuerpflichtig ist, richtet sich nicht nach Doppelbesteuerungsabkommen, sondern
ausschliefRlich nach den inldandischen steuerrechtlichen Vorschriften (vgl. VwGH 04.09.2014,
2011/15/0133 mwnN).

Wer in Osterreich unbeschrinkt steuerpflichtig ist, regelt § 1 Abs 2 EStG 1988: Demnach sind
natiirliche Personen, die im Inland einen Wohnsitz oder ihren gew6hnlichen Aufenthalt haben,
unbeschrankt steuerpflichtig. Einen Wohnsitz hat jemand dort, wo er eine Wohnung innehat
unter Umstanden, die darauf schlieRen lassen, dass er die Wohnung beibehalten und benutzen
wird (§ 26 Abs 1 BAO).

Das Bestehen eines Wohnsitzes ist nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofs
steuerrechtlich stets an die objektive Voraussetzung des Besitzes, gleichbedeutend mit dem
Innehaben, einer Wohnung geknipft. Der Wohnsitzbegriff des Steuerrechtes kniipft an die
tatsachliche Gestaltung der Dinge an. Um einen Wohnsitz im Sinne der Abgabenvorschriften zu
begriinden, bedarf es der tatsachlichen Verfliigungsgewalt Gber bestimmte Raumlichkeiten, die
nach der Verkehrsauffassung zum Wohnen geeignet sind, also ohne wesentliche Anderungen
jederzeit zum Wohnen benutzt werden kénnen und ihrem Inhaber nach GroRRe und
Ausstattung ein dessen personlichen Verhaltnissen entsprechendes Heim bieten (vgl. bspw.
VwGH 05.03.2020, Ra 2019/15/0145).

Als Rechtsgriinde fiir die Innehabung kommen Eigentum, Wohnungseigentum, Miete,
Untermiete, Wohnungsrecht, aber auch familienrechtliche Anspriiche (zB. des Ehegatten) in
Betracht. Auch eine abgeleitete Verfigungsmacht tiber eine Wohnung wird als ausreichend
erachtet, wie zum Beispiel eine gesicherte Wohnstatte in der Wohnung eines anderen (UFSW
29.06.2010, RV/2331-W/09). Mag zwar keine Ehegemeinschaft bestehen, ist den tatsachlichen
Umstanden doch zu entnehmen, dass dem Bf, so es ihm beliebt, zu jeder Zeit die Benlitzung
und Bewohnung der Wohnung seiner Partnerin moglich ist, weshalb diesem ein Wohnsitz iSd
§ 26 BAO im Inland zur Verfligung steht. Dass dieser rein zu Erholungszwecken genutzt wird,
steht dem nicht entgegen. (VWGH 07.07.1967, 1860/66).

Auch in der Schweiz richtet sich die steuerliche Zugehorigkeit gemaR Art 3 Abs 1 Bundesgesetz
Uber die direkte Steuer vom 14.12.1990 nach dem Wohnsitz oder Aufenthalt. Der Bf verfligt
jedenfalls Giber einen steuerlichen Aufenthalt in der Schweiz, zumal dieser gemal Art 3 Abs 3
lit a bereits vorliegt, sofern eine Person in der Schweiz ungeachtet voriibergehender
Unterbrechung wahrend mindestens 30 Tagen verweilt und eine Erwerbstatigkeit ausiibt. Auch
Art 13 des Steuergesetzes des Kantons ***Kanton1*** vom 09.04.1998 bedient sich dieser

Definition hinsichtlich der Steuerzugehorigkeit zum Kanton.

Der Bf ist somit im streitgegenstindlichen Jahr sowohl nach dem in Osterreich geltenden
Steuerrecht in Osterreich unbeschrankt steuerpflichtig als auch nach den in der Schweiz

12 von 19



Seite 13 von 19

geltenden steuerrechtlichen Vorschriften in der Schweiz unbeschrankt steuerpflichtig, womit
die Ansassigkeit iSd Art 4 Abs 1 DBA-Schweiz in beiden Staaten gegebenist.

Erfiillt eine Person nach dem Recht beider Vertragstaaten die Ansassigkeitsvoraussetzungen,
soist zunachst nach lit a auf das Vorliegen einer ,,standigen Wohnstatte” abzustellen. Bei der
standigen Wohnstatte des Art 4 Abs 2 lita OECD-MA handelt es sich um einen
abkommensautonom auszulegenden Begriff. Auf die Wohnsitzbegriffe der innerstaatlichen
Rechtsordnungen wird daher fir die Interpretation nicht zuriickgegriffen. Die Verwendung des
Begriffes ,,standige Wohnstatte” (engl: permanent home; franz: foyer d’habitation permanent)
im Gegensatz zu ,,Wohnsitz“ (engl: residence; franz: résidence) in Art 4 Abs 1 OECD-MA lasst
auf das Bestehen einer engen Bindung der Person an die Wohngelegenheit schlieRen (Mamut
in Lang/Schuch/Staringer, Die Ansassigkeitim Recht der Doppelbesteuerungsabkommen
(2008) Seite 141 ff).

Als standige Wohnstatte wird jede Art von Wohnmoglichkeit betrachtet, wozu beispielsweise
Hauser, Wohnungen (Eigentum oder Miete) sowie moblierte Zimmer zdhlen. GroRer
Bedeutung kommt der ,Stindigkeit” der Wohnstatte zu: Eine ,,standige Wohnstatte” im Sinne
des Abkommens liegt vor, wenn sie dem Steuerpflichtigen zur dauernden Nutzung bestimmt ist
— also nicht nur befristet fiir die Dauer des Aufenthalts zur Verfliigung steht. Letztlich ist die
regelmaRige Nutzung der Wohnstatte auch eine Voraussetzung fiir das Vorliegen einer
»standigen Wohnstatte” (Auferlechner/Frank, DBA — Geltungsbereich).

Standige Wohnstatte bedeutet nicht, dass sich dort zwingend der Mittelpunkt der
Lebensinteressen oder der gewohnliche Aufenthalt befinden miissen, sondern die natiirliche
Person diese zur dauernden Nutzung bestimmt und beibehalten hat, im Gegensatz zu einem
Aufenthalt an einem bestimmten Ort unter Umstdanden, die eindeutig erkennen lassen, dass
der Aufenthalt von kurzer Dauer seinsoll (Art 4 Z 12 OECD-MK).

,Standigkeit” ist unter anderem aus dem Blickwinkel der standigen Verfligbarkeit, der Dauer
des Aufenthalts und der tatsachlichen Benlitzung zu beurteilen. Im Zusammenhang mit der
Dauer des Besitzes spricht der Kommentar zum OECD-MA davon, dass die Wohngelegenheit
von der natirlichen Person zur dauernden Nutzung bestimmt sein und beibehalten werden
muss, wobei eindeutig erkennbar sein muss, dass der Aufenthalt nicht nur fir eine kurze Dauer
geplant ist. Im Hinblick auf das zeitliche Kriterium ist die , Standigkeit” insbesondere als
Gegensatz zu , befristet” zu verstehen ist. Der zeitlichen Befristung ist aber lediglich
Indizwirkung zuzuschreiben (vgl. hierzu BFH 23.10.1985 | R 274/82, BStBI 1986 Il 133). Eine
Wohngelegenheit kann dem deutschen BFH zufolge daher auch bei Befristungen, die bereits im
Vorhinein bestehen, eine standige Wohnstatte darstellen, sofern sie nicht nur gelegentlich und
dann auch nicht nur voribergehend verwendet wird. Wassermeyer (in Debatin/Wassermeyer
(Hrsg) Doppelbesteuerung, Art 4 Rz 58) zieht zur Lésung der Frage, ob von vorneherein
befristete Aufenthalte Gberhaupt eine ,standige” Wohnstatte begriinden kdnnen, die
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Zwolfmonatsfrist flir Bauausfihrungen und Montagen als Betriebsstatten nach Art 5 Abs 3
OECD-MA heran. Bei einem Aufenthalt von mehr als zwolf Monaten soll nach dieser Vorschrift
die abkommensrechtlich relevante Bindung an einen Vertragstaat verwirklicht und eine
standige Wohnstatte begriindet sein (Mamut in Lang/Schuch/Staringer, Die Ansassigkeitim
Recht der Doppelbesteuerungsabkommen (2008) Seite 149 ff).

Nach herrschender Ansichtist eine bestimmte Mindestnutzungsdauer der Wohnung nicht
erforderlich. Eine Wohnung/ein Wohnsitz wird namlich nicht durch die intensive Nutzung zur
standigen Wohnstatte, sondern durch die objektiv zu ihr/ihm bestehende subjektive Bindung,
denn die Standigkeit bezieht sich auf das Zur-Verfligung-Stehen der Wohngelegenheit und
nicht auf deren tatsachliche Nutzung. Im Regelfall ist das Vorliegen einer standigen Wohnstatte
bei Begriindung eines Wohnsitzes durch ein Feriendomizil zu verneinen, da zu dem Ort, an
dem die Ferien verbracht werden, iblicherweise keine so engen persénlichen Beziehungen
bestehen wie zu dem Ort, an dem das restliche Jahr Giber eine Wohnung bewohnt wird. Liegen
jedoch ausreichende personliche Bindungen an das Ferienhaus vor — etwa weil
gesellschaftliche oder freundschaftliche Beziehungen eine tragende Rolle spielen oder eine
Mitgliedschaft zu einem Verein besteht —, so kann ein nach innerstaatlichem Recht als
Wohnsitz anerkanntes Ferienhaus auch eine standige Wohnstatte iSd Art 4 Abs 2 lita OECD-
MA begriinden (Mamut in Lang/Schuch/Staringer, Die Ansdssigkeit im Recht der
Doppelbesteuerungsabkommen (2008) Seite 153 f).

Die vom Bf seit 04.02.2005 als Hauptwohnsitz gemeldete Wohnung in ***Ort-Osterreich1***
ist eine standige Wohnstatte, zumal diese regelmaRig jahrlich tatsachlich benutzt wird, keiner
Befristung unterliegt und folglich zur dauernden Nutzung bestimmt ist. Entsprechend
herrschender Ansicht schadet die nur wochenweise Nutzung als Feriendomizil nicht, da Uber
diese hinaus auch zahlreiche weitere Ankniipfungspunkte in Osterreich bestehen (siehe hierzu
nachfolgende Argumentation zum , Mittelpunkt der Lebensinteressen®). Auch hinsichtlich der
Unterkunft in ***Ort-Schweiz1*** im , ***Hotel***“ geht das Gericht von einem standigen
Wohnsitz aus. Zwar unterliegt der Aufenthalt von vornherein einer Befristung, doch erstreckt
sich diese Uiber einen Zeitraum von Uber zwei Jahren. Auf Grund der nicht blof§ gelegentlichen
oder vorlibergehenden Nutzung istin Anlehnung an die Rechtsprechung des deutschen BFH

von einer standigen Wohnstdtte auszugehen.

Hat die natlrliche Person in beiden Vertragsstaaten eine ,standige Wohnstatte”, ist als
nachstes Entscheidungskriterium der ,,Mittelpunkt der Lebensinteressen” heranzuziehen.
Dabei ist festzustellen, zu welchem Vertragsstaat die natiirliche Person die engeren
personlichen und wirtschaftlichen Beziehungen hat. Die engeren personlichen Beziehungen
bestehen regelmaRig am Ort des Familienwohnsitzes, an dem Ort der Betadtigung politischer,
religioser, kultureller sowie weiterer Tatigkeiten zur Entfaltung personlicher Interessen und
Neigungen. Die engeren wirtschaftlichen Beziehungen sind dagegen regelmaRig an dem Ort
gelegen, an dem der Beruf ausgelibt oder das (wesentliche) Vermogen verwaltet wird.
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Bestehen die (engeren) personlichen Beziehungen zum einen, die wirtschaftlichen
Beziehungen jedoch zum anderen Vertragsstaat, kommt nach Osterreichischer Rechtsprechung
den personlichen Beziehungen grundsatzlich mehr Bedeutung zu (VwWGH 22.03. 1991,
90/13/0073). Entscheidend ist letztlich, welcher Vertragsstaat flr die Person der
bedeutungsvollere ist (vgl. etwa VWGH 25.07.2013, 2011/15/0193).

Das Gericht erkennt den Mittelpunkt der Lebensfiihrung mit nachfolgender Begriindung in
Osterreich.

Bei der Ermittlung des Mittelpunktes der Lebensinteressenist regelmaRig nicht nur auf die
Verhaltnisse eines Jahres, sondern auf einen langeren Beobachtungszeitraum abzustellen (vgl.
wiederum VwWGH 15.09.2016, Ra 2016/15/0057; VwWGH 17.10.2017, Ra 2016/15/0008). So ist
auch dem Umstand Gewicht zuzumessen, ob die Absicht des dauerhaften Aufenthaltes besteht
oder ob der Aufenthalt nur voriibergehender Dauer ist (VWGH 25.07.2013, 2011/15/0193).
Nach Rechtsprechung des VWGH ldsst eine zeitlich begrenzte Auslandstatigkeit den
Mittelpunkt der Lebensinteressen selbst dann im Inland bestehen lasst, wenn die Familie an
den Arbeitsort im Ausland mitzieht, die Wohnung im Inland aber beibehalten wird (VWGH
17.10.2017, Ra 2016/15/0008).

In der Erganzungsbeantwortung vom 11.03.2023 gab der Bf an, dass erseit 2008 in der Schweiz
beschaftigt gewesen sei und nur die Ferien im Ausmal} von vier bis finf Wochen am Wohnsitz
in ***QOrt-Osterreich1*** verbracht habe. Dem widersprechend war er lediglich bis April 2017
in der Schweiz beschaftigt und ging anschliellend, wie im Sachverhalt erldutert,
Beschéaftigungen in Osterreich und Deutschland nach. Uberdies war er zeitweise im Jahr 2017
und im Jahr 2019 beim AMS Osterreich als arbeitslos gemeldet. Erst im Juli 2019, befristet bis
31.03.2022, ging er wieder einer Beschaftigung in der Schweiz (in ***Ort-Schweiz1***) nach.

Bezliglich der Meldung der Arbeitslosigkeit ist auszufiihren, dass Ziel des Arbeitsmarktservice
Osterreich ist, im Rahmen der Vollbeschiftigungspolitik der Bundesregierung zur Verhiitung
und Beseitigung von Arbeitslosigkeit unter Wahrung sozialer und 6konomischer Grundsatze im
Sinne einer aktiven Arbeitsmarktpolitik auf ein méglichst vollstandiges, wirtschaftlich sinnvolles
und nachhaltiges Zusammenfiihren von Arbeitskrafteangebot und -nachfrage hinzuwirken, und
dadurch die Versorgung der Wirtschaft mit Arbeitskraften und die Beschaftigung aller
Personen, die dem 6sterreichischen Arbeitsmarkt zur Verfigung stehen, bestmoglich zu
sichern (vgl. § 29 Arbeitsmarktservicegesetz). Gemall § 7 Abs 2
Arbeitslosenversicherungsgesetz (AIVG) 1977 steht der Arbeitsvermittlung zur Verfigung, wer
eine Beschaftigung aufnehmen kann und darf und arbeitsfahig, arbeitswillig und arbeitslos ist.
Mit der Meldung der Arbeitslosigkeit hat der Bf seinen Willen zum Ausdruck gebracht, in
Zukunft am Osterreichischen Arbeitsmarkt tatig zu werden.

Uber einen uber das Streitjahr hinausgehenden Beobachtungszeitraum stand dem Bf einzig der
Wohnsitz in ***0Ort-Osterreich1*** durchgehend zur Verfiigung. Zwar war er auch mehrere
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Jahre in der Schweiz aufhaltig, doch hatte er dort wechselnde Wohnsitze entsprechend seiner
Anstellungen als Hoteldirektor und wohnte lberdies auch in anderen Orten in Deutschland und
Osterreich.

Uber die Arbeit hinausgehend besteht als Ankniipfungspunkt in der Schweiz lediglich der
Aufenthalt der Mutter des Bf, welche er laut eigener Aussage ohne genauere Ausfiihrungen
mit Hilfe seiner Frau pflegt. Im Gegensatz dazu wird die in ***Ort-Osterreich1*** gelegene
Wohnung auch von der Tochter der Partnerin zumindest wahrend des Urlaubes genutzt. Der
Ansicht des Bf, dass diese fiir den Mittelpunkt der Lebensfiihrung keine Rolle spiele, da sie mit
diesem nicht verwandt sei, ist zu entgegnen, dass die Beziehung des Bf zu seiner
Lebensgefdhrtin seit zumindest 2005 besteht, da in jenem Jahr der gemeinsame
Hauptwohnsitz begriindet worden ist. Es entspricht der gewohnlichen Lebenserfahrung, dass
auch zwischen Bf und der Tochter seiner Lebensgefdhrtin in dieser Zeit eine gewisse
Nahbeziehung entstanden ist.

Dem Umstand, dass der Bf und dessen Lebenspartnerin in der Schweiz der obligatorischen
Krankenversicherung unterlagen, steht gegeniber, dass die Lebensgefahrtin mehrfach in
Osterreich privat versichert war. Dies ist von Relevanz, zumal deren berufliches Leben in einem
solchen Ausmald verstrickt ist, dass in der Regel von einem gemeinsamen Mittelpunkt der
Lebensfiihrung auszugehen sein wird. Auch sei an dieser Stelle nochmals auf den

Arbeitslosengeldbezug des Bf hinzuweisen, wihrenddessen er bei der OGK versichert war.

Als Indiz fiir den Mittelpunkt der Lebensfiihrung in Osterreichist die im streitgegenstindlichen
Zeitpunkt bestehende Hauptwohnsitzmeldung in ***Ort-Osterreich1*** zu werten. Die
Abmeldung erfolgte erstim Jahr 2023, nach Hinweis der belangten Behorde. ***Partnerins***
Hauptwohnsitz findet sich nach wie vor in ***Ort-Osterreich1***,

Uberdies spricht der Bezug von Werbungskosten fiir die doppelte Haushaltsfiihrung von
***partnerin*** im Jahr 2021 und 2022 stark fir den Mittelpunkt der Lebensfiihrung des Bfin
***0Ort-Osterreich1***, Von einer doppelten Haushaltsfiihrung wird gesprochen, wenn aus
beruflichen Griinden zwei Wohnsitze gefliihrt werden, und zwar einer am Familienwohnort
(Familienwohnsitz) und einer am Beschaftigungsort (Berufswohnsitz). Als Familienwohnsitz gilt
jener Ort, andem ein verheirateter Steuerpflichtiger mit seinem Ehegatten oder ein lediger
Steuerpflichtiger mit seinemin ehedhnlicher Gemeinschaft lebenden Partner einen
gemeinsamen Hausstand unterhdlt, der den Mittelpunkt der Lebensinteressen dieser Personen
bildet (Jakom/Ebner EStG, 2025, § 16). Der Bf lebt mit seiner Partnerin in einer ehedhnlichen
Gemeinschaft. Der Mittelpunkt der Lebensinteressen liegt somit nach Angabe der Partnerin
durch Beantragung der Berlicksichtigung der Kosten der doppelten Haushaltsflihrung in
***Ort-Osterreich1***, Wie bereits ausgefiihrt wiegen fiir die Beurteilung, wo der Mittelpunkt
der Lebensfiihrung im Sinne des DBA liegt, die personlichen Beziehungen schwerer als die

wirtschaftlichen. Die starkste personliche Beziehung besteht im Regelfall zu dem Ort, an dem
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jemand regelmaRig mit seiner Familie lebt (VWGH 20.6.1990, 90/16/0032). Folglichist auch der
Mittelpunkt der Lebensfiihrung des Bf in ***Qrt-Osterreich1*** gelegen.

Die Einwande, dass die Salarzahlungen auf ein Schweizer Bankkonto erfolgten, ein
Nachsendeauftrag besteht und die Behauptung, dass gemeinsam die Mutter des Bf in der
Schweiz gepflegt werde, reicht fiir die Annahme des Mittelpunktes der Lebensfiihrung in der
Schweiz nicht aus.

Zur anzurechnenden Steuer:

Die Steueramt der Gemeinde ***QOrt-Schweiz1*** hat die in der Schweiz bezogenen Einkiinfte
des Jahres 2021 gemal Art 15 Abs 1 DBA-Schweiz besteuert. GemaR Art 2 Abs 3 Z 2 leg cit
gelten in der Schweiz sowohl Steuern vom Einkommen als auch vom Vermdégen vom DBA
umfasst. Die belangte Behorde hat im Einkommensteuerbescheid lediglich die total einfache
Steuer in Hohe von EUR 4.440,22 (CHF 4.873,42) angerechnet und fiihrte aus, dass eine
Anrechnung der in der Schweiz entrichteten Kantons- und Gemeindesteuer sowie direkten
Bundessteuer im Rahmen des Doppelbesteuerungsabkommen nicht moglich sei. Dem
Vorlagebericht zu entnehmen, Uberdachte die belangte Behorde ihre Rechtsmeinung mit dem
Schluss, dass eine Anerkennung sehr wohl zu erfolgen habe.

Der Bf hat im Jahr 2021 ein dem der Kantons- und Gemeindesteuer zu Grunde gelegtes
Einkommen von CHF 73.300,00 erwirtschaftet, beziiglich der direkten Bundessteuer ist das
Steueramt ***QOrt-Schweiz1*** von CHF 74.700,00 ausgegangen.

Betreffend die Kantons- und Gemeindesteuer errechnete das Steueramt die total einfache
Steuer in Hohe von CHF 4.873,42, welche sich aus 6,3842 % des Einkommens und einer Steuer
in Hohe von CHF 193,80 auf das Vermogen zusammensetzt. Abzliglich der Vermdgenssteuer
betragt die total einfache Steuer CHF 4.679,62. Daraus ergibt sich folgende im Rahmen des
DBA abgednderte Steuerberechnung:

einfache Steuer SteuerfuBB Steuerbetrag

Kantonssteuer CHF 4.679,92 115,0% CHF 5.381,91
Gemeindesteuer CHF 4.679,92 92,0% CHF 4.305,53
Kirchensteuer rom.-kath. CHF 4.679,92 17,0% CHF 795,59

CHF 10.483,02
Der totale Steuerbetrag der direkten Bundessteuer belduft sich auf CHF 1.226,55. Gesamt liegt
eine in der Schweiz entrichtete Einkommensteuer von CHF 11.709,57 vor, nach

Umrechnungstabelle L17b 2021, Steuerwert 0,911109, EUR 10.668,69.

Die Einkommensteuer in Osterreich wird, wie folgt, festgesetzt:
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Einkiinfte aus nichtselbststandiger Arbeit

Einkiinfte ohne inlandischen Steuerabzug ........cccccceeeiiiecciiiieeeneeenn. € 66.867,20
Pauschbetrag fir Werbungskosten ..........cccovvuvieiiniiieeiiiniiieee i -€132,00
Gesamtbetrag der Einkiinfte........ccccveiveeriiiinnniiiinnnnniinnnnnninnnnenisnenenn. € 66.735,20
EINKOMMEN ..ceeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeenananenenensesssnsnsnsnsssssssssssssssssssanssssanananes € 66.735,20

Die Einkommensteuer gemall § 33 Abs 1 EStG 1988 betragt:

0 % fir die ersten € 11.000,00 ........ccooeiiiiiiiiiiiiiiiiiieeeeeeeeeeeeeeeeeeee e € 0,00
20 % fur die weiteren € 7.000,00 ........c.ueeeiiiirieiiriiiee e eiiee e € 1.400,00
35 % fur die weiteren € 13.000,00 ........cceeriirieeiriiieeeriiieee e e e s € 4.550,00
42 % fir die weiteren € 29.000,00 .......cccuvereiriireeeeniiieeeesrireeeerreee e neeee s € 12.180,00
48 % fur die restlichen € 6.735,20.....ccccuvvieeiiiiieiieieeeeeeeeeeeeeeerereeeeeeeeeeeeeeeeeeeees €3.232,90
Steuer vor Abzug der Absetzbetrage........cccucvriiirreeiiiissnnnninisssnenissssnnninnes € 21.362,90
Verkehrsabsetzbetrag ... - €400,00
Steuer nach Abzug der Absetzbetrage........cccccvviirnrriiiisnnriciissnenincssnennnnnes € 20.962,90
EINKOMMENSTEUET ......ueeiiieeeeciiicentteeessseeesreeesnneesssseesseeennssssssesssesennnnnsnen € 20.962,90
AUSIANAISCNE STEUEBT .o e eeeees -€10.668,69
Rundung gemaR § 39 Abs 3 EStG 1988 .........oeviiiiiiiiiiciiiieeeee et e e e -€0,21
Festgesetzte Einkommensteuer.........ccccviiieeiiiiiseniiiiinneenisnssneenssssnessesnne € 10.294,00

3.2. Zu Spruchpunkt Il. (Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der

Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil

das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu |6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Im Streit steht, ob der Bf in der Schweiz oder in Osterreich steuerpflichtig ist. Er hat sowohl in
Osterreich als auch in der Schweiz einen Wohnsitz, welcher die Qualitit einer stindigen

Wohnstatte aufweist, weshalb ausschlaggebendes Kriterium der Mittelpunkt der

Lebensfiihrung ist. Entsprechend den Ausfiihrungen kommt das Gericht zum Schluss, dass

dieserin Osterreich gelegen ist und der Bf dort der unbeschrinkten Steuerpflicht unterliegt.

Dieser Entscheidung liegt eine breite Judikatur des VwWGH zu Grunde, welche insbesondere eine

einzelfallbezogene Gesamtabwagung der personlichen und wirtschaftlichen Beziehungen

verlangt.
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Die im Rahmen dieser Gesamtabwagung, unter Wirdigung samtlicher Beweise, getroffene
rechtliche Beurteilung hangt von keiner Losung einer Rechtsfrage, der grundsatzliche

Bedeutung zukommt, ab. Die Revision ist demzufolge nicht zulassig.

Klagenfurt am Worthersee, am 11. Marz 2026

19 von 19



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	1. Sachverhalt
	2. Beweiswürdigung
	3. Rechtliche Beurteilung
	3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abänderung)
	3.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision)




